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 Hinsichtlich der Sicherung und Überprüfung der bestehenden Grundwassermessstel-
len und der halbjährlichen Beprobung kann mitgeteilt werden, dass die Vorgaben in 
der Festsetzung Nr. 14 des Bebauungsplanentwurfes aufgenommen wurden und als 
Auflagen im Genehmigungsbescheid rechtlich zu sichern sind.   
 
Bei den Grunderwerbsverhandlungen zwischen der Fa. Lidl und der Stadt Amberg 
wurde vereinbart, dass auf Grund der westlich des Planungsbereiches noch vorhan-
denen, nicht sanierten Altlastenflächen im  Eigentum der Stadt die Beprobungen 
durch die Stadt erfolgen. Entsprechende Dienstbarkeiten zur Sicherung des Bestan-
des, zum Unterhalt und zur Durchführung der Beprobungen werden von die Fa. Lidl 
eingeräumt. 

Wasserwirtschaftsamt Weiden, Stellungnahme vom 14.12.2018 
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 Schallschutz (siehe Festsetzung Nr. 13) 
Die Auflagenvorschläge wurden im Entwurf zur Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange als Festsetzungen übernommen. Die Einhaltung der 
Festsetzungen sind im Genehmigungsantrag nachzuweisen oder ggf. durch Auflagen 
im Bescheid rechtlich zu sichern. 
 
 
Bodenrecht (siehe Festsetzung Nr. 14) 
Das Grundwassermonitoring  an den Pegeln GWM S1 und GWM S2 ist im Bebauungs-
planentwurf mit dem vom Wasserwirtschaftsamt geforderten halbjährlichen Zyklus 
festgesetzt.  
 
Ebenfalls ist festgesetzt, dass zur Genehmigung von Baumaßnahmen detaillierte Plä-
ne der Ausführungsplanung inklusive Darstellung des Umgriffes der Auffüllung und 
zukünftiger Versiegelungs- bzw. Versickerungsflächen vorzulegen sind. Zu den Versi-
ckerungsflächen gehören auch Grünflächen im Umgriff von Baumaßnahmen, die 
nicht wasserdicht versiegelt werden. 
 
 Die Auslagerung der Schadstoffe durch versickerndes Oberflächen-/
Niederschlagswasser ist zu unterbinden. Dazu sind kontaminierte Bereiche weitge-
hend zu versiegeln. Sollte eine Versickerung von Oberflächen-/Niederschlagswasser 
erfolgen, ist dies nur über nachweislich unbelastete Bodenpassagen möglich. Dazu 
muss ein Aushub des kontaminierten Materials mit anschließender Untersuchung der 
Baugrube auf Schadstofffreiheit erfolgen. Das anfallende verunreinigte Material ist 
abfallrechtlich zu Untersuchen und anschließend der Entsorgung zuzuführen. Die 
Aushubmaßnahmen müssen gutachterlich begleitet und dokumentiert werden. 
 
Die konkreten Vorkehrungen und Maßnahmen sind in der Baugenehmigung in Rück-
sprache mit der Bodenschutzbehörde als Auflagen festzulegen.   

Schallschutz und Bodenrecht, Stellungnahme vom 14.12.2018 

Schallschutz: 
Die im schalltechnischen Bericht Nr. S 180 50 45 vom 22.05.2018 formulierten Auf-
lagenvorschläge sind im Bebauungsplan zu übernehmen. 
 
 
Bodenrecht: 
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 Hinsichtlich der Ausführungen zur Versiegelung bzw. zur  Versickerung von Oberflä-
chenwasser wird auf die Abwägungsvorschläge zur Bodenrechtsbehörde auf der vor-
hergehenden Seite verwiesen.  
 
Der Hinweis zur möglichen Versickerung auf Pflasterflächen wurde im Bebauungs-
planentwurf aufgenommen (Hinweis Nr. 19). 
 
Die Stellungnahme der Wasserrechtsbehörde (Amt 3.28) vom 01.02.2018 einschließ-
lich der Abwägungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung ist auf der Seite 8 dieser 
Anlage beigegeben. 
 
Nach Mitteilung  der Fa. Lidl (Telefonat am 23.01.2019) erfolgt vom Vorhabenträger 
die Beantragung einer erneuten wasserrechtlichen Erlaubnis einschließlich Vorlage 
aller dafür erforderlichen Unterlagen in nächster Zeit. Die wasserrechtliche Erlaubnis 
ist Voraussetzung einer Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens (gesicherte abwas-
sertechnische Erschließung).   

Wasserrechtsbehörde, Stellungnahme vom 12.12.2018 

….. 

 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 

 

Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 137 „Sondergebiet an der Infanteriestraße“ 
129. Änderungsverfahren des Flächennutzungs– und Landschaftsplans 

Vorlage 005/0032/2012 Anlage 8  
Seite 4 

 Bund Naturschutz 
Die Anregung, im Sinne eines reduzierten Flächenverbrauchs den Einkaufsmarkt 
zweistöckig zu errichten mit Wohnnutzung im zweiten Stock wurde vom Bund Natur-
schutz zur frühzeitigen Beteiligung vorgebracht. Die Anregungen und die Abwä-
gungsvorschläge sind auf der Seite 16 dieser Anlage wiedergegeben. 
 
 
 Behindertenbeauftragter 
Rechtsgrundlage für barrierefreies Bauen bildet die bauordnungsrechtliche Vorschrift 
des Art. 48 der Bayerischen Bauordnung (BayBO). Danach müssen bauliche Anlagen, 
die öffentlich zugänglich sind, in dem den allgemeinen Besucher– und Benutzerver-
kehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Dies gilt u. a. für Verkaufs– und Gaststätten. 
 
Die Einhaltung  des Art. 48 BayBO ist, wie andere bauordnungsrechtliche Vorschrif-
ten (z. B. Standsicherheit, Brandschutz), im Baugenehmigungsverfahren nachzuwei-
sen. Zur weiteren Beachtung wurde die Stellungnahme an den Vorhabenträger Fa. 
Lidl, dem Entwurfsverfasser und dem städtischen Bauordnungsamt (Genehmigungs-  
behörde) weitergeleitet. 

Bund Naturschutz, Stellungnahme vom 20.01.2019 

 
 
Beauftragter für Menschen mit Behinderung der Stadt Amberg, Stellungnahme vom 
18.12.2018 
 
Für den Behindertenbeauftragten sind beim Bauvorhaben die Erstellung von  Behin-
dertenparkplätzen und der Ausbau behindertengerechter Toiletten für das dem  
Markt gegenüberliegende Gebäude mit gastronomischer Nutzung und Freischankflä-
che zu beachten.   
 
Es erfolgte mit Verweis auf die DIN 18040-3 (Behindertenparkplätze) und die DIN 
18040-1 (behindertengerechte Toiletten der Gastronomie) eine Auflistung von zu 
berücksichtigenden baulichen Vorkehrungen. 
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 Die Stellungnahme der Höheren Landesplanungsbehörde, dass die Ausweisung des 
Sondergebietes mit festgesetzter Verkaufsflächenobergrenze von 1.500 m² für einen 
Lebensmittelmarkt den Vorgaben des LEP 2013 entspricht, wird zur Kenntnis gege-
ben.  

Höhere Landesplanungsbehörde, Stellungnahme vom 15.02.2018 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus landesplanerischer Sicht der Regierung 
der Oberpfalz keine Bedenken. Die relevanten Vorgaben des LEP 2013 zur Sied-
lungsentwicklung (3) und zum Einzelhandel (5.3.1 bis 5.3.3) werden eingehalten. 
 
Im Hinblick auf die vorgelegte Auswirkungsanalyse (Kap. 4.2) wird darauf hingewie-
sen, dass für die Berechnung der Kaufkraftabschöpfung gem. LEP (s. Ziel 5.3.3)  stets 
die Verkaufsfläche des gesamten Einzelhandelsbetriebs und nicht nur der Erweite-
rungsfläche heranzuziehen ist. Doch auch dann liegt die zu erwartende Kaufkraft-
abschöpfung deutlich unter den ge. LEP zulässigen 25%. 
 
 
 
 
 
Stellungnahmen der Industrie und Handelskammer Regensburg vom 14.02.2018 
und der Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz vom 08.02.2018 
 
Beide Fachstellen erheben keine Bedenken gegen das Vorhaben, wenn die Vorgaben 
des LEP 2013 hinsichtlich Ausweisung von Einzelhandelsgroßprojekten und damit 
verfolgten Schutz von bestehenden Versorgungsstrukturen eingehalten werden. Dies 
wurde in einer Auswirkungsanalyse nachgewiesen und von der Höheren Landespla-
nungsbehörde bestätigt (siehe obige Stellungnahme). Grundsätzlich wird die Erneu-
erung des städtebaulich integrierten Lebensmittelmarktes in Sinne einer modernen 
und bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung begrüßt.  
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 Die ursprüngliche Planung des Lebensmittelmarktes hatte neben der bestehende Zu– 
und Ausfahrt von der Infanteriestraße eine weitere über die Straße Am Fiederbach 
vorgesehen. Der jetzige Entwurf sieht diese zweite  Zu– und Ausfahrt nicht mehr vor. 
 
 
Der Parkplatz des Lebensmittelmarktes ist auf Grund der Frequentierung und der 
öffentlichen Wirksamkeit als  quasi-öffentlicher Verkehrsraum einzustufen. Die fach-
lichen Informationen der Polizeiinspektion zur Zu– und Ausfahrt in die Infanteriestra-
ße und zur Unzulässigkeit von Zebrasteifen sind bei der Bauausführung zu berück-
sichtigen. Der Vorhabenträger Fa. Lidl wurde über die Stellungnahme  zur weiteren 
Beachtung informiert.  

Verkehrsbehörde, Stellungnahme vom 30.01.2018 

Auf Grund der Befürchtungen seitens des Stadtrates und einer Ortsbegehung, soll an 
der Ausfahrt „Am Fiederbach“ eine Zeichen 209-20 StVO—Vorgeschriebene Fahrt-
richtung rechts– aufgestellt werden. 
 
 
 
 
Polizeiinspektion Amberg, Stellungnahme vom 24.01.2018 
 
Auf den Grundstückszufahrten ist der Vorrang/Vorfahrt eindeutig zu regeln 
(abgesenkter Bordstein bzw. Z.205-Vorfahrt achten).   
An der Ausfahrt „Am Fiederbach“ sollte der Kundenverkehr nur nach rechts zur In-
fanteriestraße zugelassen werden ((Z. 209-rechts) 
Das Aufbringen von VZ. 293 (Zebrastreifen) im Bereich des Kundenparkplatzes ist 
nicht zulässig. 
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 Bodenrecht 
Aufgrund der Altlastenvorbelastung wurde entsprechend der Vorgaben der Fachbehörde 
eine Beprobung der noch vorhandenen Grundwasserpegel und eine Untersuchung des 
Bodens auf Altlasten von dem Umweltbüro GeoPlan durchgeführt. Für die Durchführung  
erfolgte vorab eine Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde. Die wesentlichen Ergeb-
nisse sind im Umweltbericht aufgeführt. Die erforderlichen Maßnahmen im Bebauungs-

planentwurf festgesetzt (Abdichten kontaminierter Bereiche, Versickerung von Nie-
derschlagswasser auf den Grünflächen nur über nachweislich unbelastete Bodenpas-
sagen, falls erforderlich Aushub der belasteten Böden, Überwachung des Sanierungs-
erfolges durch halbjähriges Beproben des Grundwassers). 
 
Schallschutz  
U. a. wurde auf Grund der kritischen Beurteilung der Lärmauswirkungen auf die Wohnge-
bäude in der Straße Am Fiederbach von einer Zufahrt auch für die LKW-Anlieferung ver-
zichtet. Das Gebäude ist nun um 90°  gedreht, die Anlieferung erfolgt wie bisher über die 
Infanteriestraße. Die Anlieferzone mit Rampe liegt an der Westseite des  Gebäudes und 
wird von Süden her angefahren. Insgesamt ergibt sich dadurch eine wesentliche Lärm-
verminderung zum nächstgelegenen Wohnhaus Am Fiederbach Hs.-Nr. 4 und die Immis-
sionsrichtwerte für Mischgebiete der TA Lärm, identisch mit den Orientierungswerten 
der DIN 18005,  können tags und nachts eingehalten werden.  
Für das Bauvorhaben wurde für den  vorliegenden Entwurf mit Drehung des Gebäudes, 
Anordnung eines Back-Shops im Süden und Andienung über die Infanteriestraße ein 
Lärmgutachten erstellt (GeoPlan, Osterhofen, Schalltechnischer Bericht Nr. S1805045 
vom 22.05.2018). Danach ergeben sich für die Wohngebäude Infanteriestraße Hs.-Nrn. 
14 und 6 (IP 3 und IP 4), welche nahe des Einfahrtsbereiches zum Markt liegen, im 
Nachtzeitraum durch die Anlieferung teilweise Überschreitungen der -von der Immissi-
onsschutzbehörde auf Grund der Vorbelastung in der Nachbarschaft  reduzierten-  Im-
missionsrichtwerte. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind deshalb  die Zulieferzei-
ten auf den Tageszeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr beschränkt. Daneben sind noch weite-
re  Maßnahmen und Auflagen  zur Lärmreduzierung festgesetzt. Als Ergebnis kann fest-
gehalten werden, dass unter Berücksichtigung aller Maßnahmen und Auflagen ein aus-
reichender Lärmschutz für die Nachbarschaft eingehalten werden kann. 

Bodenrecht und Schallschutz, Stellungnahme vom 07.02.2018 
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 Die nach Nr. 5 unter Ziffer VI der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 09.05.2000 erfor-
derlichen hydraulischen Überrechnung des Niederschlagswassers wird durch das Bü-
ro GeoPlan parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans durchgeführt. Sie 
bildet die Grundlage für die auf Grund des geplanten Vorhabens erforderlichen neu-
nen wasserrechtlichen Erlaubnis, welche Voraussetzung für die baurechtliche Geneh-
migung ist (gesicherte Erschießung).  
 
Es kann festgehalten werden, dass der in der Erlaubnis festgelegte Maximalabflusses 
des Niederschlagswassers in den Fiederbach von 30 l/s eingehalten werden kann. 
Dafür ist die Anlage von Regenklär– und Retensionsbecken erforderlich. Diese  sind 
entsprechend den Planunterlagen des Wasserrechtsverfahren im VEP und Bebau-
ungsplanentwurf dargestellt bzw. festgesetzt Nr. 12.1). 
 
 

Wasserrechtsbehörde, Stellungnahme vom 01.02.2018 
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 Hinsichtlich der Versiegelung der befestigten Flächen wird auf die Stellungnahme 
und Abwägungsvorschläge zum Bodenschutz auf  Seite 3 verwiesen. 

Fortsetzung Stellungnahme Wasserrechtsbehörde 
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 Lage am Gewässer 
 
Dem Vorhabenträger Lidl wurde der Hinweis zum HQextrem und die Empfehlung zur 
dem Hochwasserrisiko angepassten der Bauweise weitergeleitet. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes ist entlang des Fiederbachs der 
vorhandene Gehölzbewuch als zu erhalten festgesetzt. 

Wasserwirtschaftsamt Weiden, Stellungnahme vom 14.02.2018 
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 Entwässerung 
Hinsichtlich der geforderten Überprüfung der wasserrechtlichen Erlaubnis wird auf 
die Ausführungen zur Wasserrechtsbehörde (siehe Seite 4) verwiesen. 
 
 
Altlasten 
Hinsichtlich der vorhandenen Altlasten und der Verunreinigung des Grundwassers  
wird auf die Ausführungen zum Bodenrecht (siehe Seite 3) verwiesen. 

Fortsetzung Wasserwirtschaftsamt Weiden 
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 Die Standorte der Pappeln sind im VEP und im Bebauungsplanentwurf eingetragen. 
Sie liegen außerhalb des Geltungsbereiches auf einem privaten Grundstück. Eine  
Beseitigung der Pappeln ist nicht Gegenstand des Verfahrens wie auch die Verkehrs-
scherungspflicht der Eigentümer gegenüber den Nachbargrundstück der Fa. Lidl.  Die 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zur Beseitigung der Pappeln werden zur 
Kenntnis gegeben. 
 
Die geplanten Stellplätze liegen im Bereich des vorhandenen Parkplatzes bzw. haben 
einen größeren Abstand zu den Bäumen (siehe Eintrag im VEP). Dies gilt auch für 
den geplanten Back-Shop. Nur die südliche Baugrenze überschreitet den vorhande-
nen Parkplatz in Richtung Pappeln um wenige Meter. Vom Sachgebiet  Grünplanung 
und Landespflege erfolgte ein Bestandaufnahme und Gefahreneinschätzung für den 
Parkplatz und den Back-Shop mit Freischankfläche. Die Stellungnahme vom 
15.05.2018 einschließlich einer graphischen Darstellung ist auf Seite 10 und 11 bei-
gegeben.   
 
Grundsätzlich beschränkt sich eine Gefährdung auf den unmittelbaren Umkreis der 
Bäume. Es ist mit keiner Gefährdung für die Parkplatznutzer und die Außengastrono-
mie zu rechnen, welche über das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, wenn vom 
Baummittelpunkt ein Abstand von 13 m eingehalten wird. Die Gefahrenzone bis 13 
m ist im Plan übernommen. Die Stellplätze halten, bis auf eine marginale Überschrei-
tung eines Stellplatzes, den erforderlichen Abstand ein. Nebenanlagen  und die Frei-
schankfläche sind in dieser Sicherheitszone nicht zulässig (Festsetzung Nr. 7.6).  

Naturschutzbehörde, Stellungnahme vom 08.02.2018 

 
 

Fortsetzung Stellungnahme Naturschutzbehörde 
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 Baumbestand 
Hinsichtlich der vorhandenen Pappeln und der damit verbundenen Gefahr des Astab-
wurfes wird auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme der Naturschutzbehör-
de (siehe Seite 8) und der ergänzenden Stellungnahme durch das SG Grünplanung 
und Landespflege verwiesen (siehe Seite 10 und 11).  
 
Geplante Baumpflanzungen 
Im Bebauungsplanentwurf wurden die zu verwendenden Arten festgesetzt, auch hin-
sichtlich Pflanzengrößen.  Zudem sind die Pflanzgruben mit mindestens 12 m³ Volu-
men und durchwurzelbarem Substrat aufgenommen (Festsetzungen zu Nr. 7 Grünflä-
chen). 
 
Dachbegrünung  
Von einer Dachbegrünung als zwingende Festsetzung wird abgesehen. Im VEP des 
Vorhabenträgers ist diese nicht vorgesehen. Nach Mitteilung der Fa. Lidl wird die 
Errichtung einer aufgeständerten PV-Anlage auf dem Dach in Erwägung gezogen. 
Eine Kombination mit einer Dachbegrünung wird vom Bauherrn auf Grund des Un-
terhalts kritisch gesehen. Die für die Flächenversiegelung erforderliche Reinigung, 
Rückhaltung und gedrosselte Ableitung in der Vorfluter Fiederbach erfolgt auf ande-
re Weise (siehe Anmerkungen zur Überprüfung der bestehenden wasserrechtlichen 
Erlaubnis, Stellungnahme Wasserrechtsbehörde auf Seite 4).  
Von der Stadt Amberg wurde in der Vergangenheit für vergleichbare Gewerbebauten 
ohne zwingendes Erfordernis zur Wasserrückhaltung (z. B. durch Überlastung der 
Kanäle), zum Ausgleich einer Überschreitung der Obergrenzen der GRZ  oder aus 
Gründen des Ortsbildes (Integration in eine Hanglage) keine Dachbegrünung gefor-
dert und festgesetzt. Im Sinne der Gleichbehandlung wird deshalb auch hier davon 
abgesehen. Gleichwohl wäre eine extensive Dachbegrünung des Lebensmittelmark-
tes und Back-Shops aus Sicht der Wasserwirtschaft und des Naturhaushaltes zu be-
grüßen. 
 

SG Grünplanung und Landespflege, Stellungnahme vom 30.01.2018 
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 Die ergänzende Stellungnahme des Sachgebiets Grünplanung und Landespflege ein-
schließlich Kartendarstellung wird zur Kenntnis gegeben. Sie ist Grundlage der Abwä-
gungsvorschläge zu den Stellungnahme der Naturschutzbehörde (siehe Seite 8) und 
der ersten Stellungnahme des Sachgebiets Grünplanung und Landespflege vom 
30.01.2018 (siehe Seite 9). Die erforderlichen Vorgaben zum Ausschluss einer Ge-
fährdung durch herabfallende Äste, welche über das allgemeine Lebensrisiko hinaus-
geht, wurden im Bebauungsplanentwurf berücksichtigt (Einhaltung einer Sicherheits-
zone von 13 m für Stellplätze und Back-Shop mit Freischankfläche und Nebenanla-
gen). 
 

SG Grünplanung und Landespflege, Stellungnahme vom 15.05.2018 
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  SG Grünplanung und Landespflege, Anlage zur Stellungnahme vom 15.05.2018 
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 Der Vorhabenträger Lidl lehnt die Forderung aus wirtschaftlichen Gründen ab, über 
dem Einkaufsmarkt Wohnraum zu schaffen und eine Tiefgarage zu errichten. Aus 
Sicht der Stadtplanung ist der Bedarf an Wohnungen -einschließlich der Bereitstel-
lung von Tiefgaragenstellplätzen- und die Verfügbarkeit von Wohnbauland nicht mit 
der Situation in Großstädten und Ballungsräumen zu vergleichen. Das unbedingte 
Erfordernis der Wohnraumschaffung im Obergeschoss des Marktes wird deshalb 
nicht gesehen, insbesondere deshalb weil der Standort nicht im Citybereich sondern 
am Ortsrand der Stadt liegt.  
 
Lidl zieht in Erwägung eine PV-Anlage auf dem Dach zu errichten. Hinsichtlich einer 
Dachbegrünung wird auf  Abwägungsvorschläge zum SG Grünplanung und Landes-
pflege, Stellungnahme vom 30.01.2018 (siehe Seite 9) verwiesen. 
 
Der neue Entwurf sieht nun nur noch die bisherige Einfahrt von der Infanteriestraße 
vor.  

Bund Naturschutz in Bayern e. V. , Stellungnahme vom 18.02.2018 

 
 
 
Folgende nicht abwägungsrelevante Stellungnahmen sind in der frühzeitigen Beteili-
gung eingegangen: 
 
Bauverwaltung vom 24.01.2018, Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
Amberg vom 25.01.2018, Stadtheimatpflegerin vom 28.01.2018, Bayerisches Lan-
desamt für Denkmalpflege vom 29.01.2018, PLEDOC vom 29.01.2018, Stadtwerke 
Amberg Versorgungs GmbH vom 31.01.2018, Zweckverband Nahverkehr Amberg-
Sulzbach vom28.01.20178, Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach vom 30.01.2018, 
Freiwillige Feuerwehr Amberg vom 12.02.2018  


